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Von Prof. Dr. Karl-W. Giersberg 

Mit der heutigen Abstimmung des Bundesrats sollen die Insol-

venzantragspflicht und die Zahlungsverbote bis zum 30.09.2020 

ausgesetzt werden, es sei denn die Insolvenz beruht nicht auf den 

Auswirkungen der COVID-19- Pandemie oder es besteht keine 

Aussicht auf die Beseitigung einer eingetretenen Zahlungsunfähig-

keit.  

 

Zudem werden Anreize geschaffen, den betroffenen Unternehmen neue 

Liquidität zuzuführen und die Geschäftsbeziehungen zu diesen aufrecht zu 

erhalten. Für einen dreimonatigen Übergangszeitraum wird auch das 

Recht der Gläubiger suspendiert, die Eröffnung von Insolvenzverfahren zu 

beantragen. Die Aussetzung der Insolvenzantragspflicht sowie die Rege-

lung zum Eröffnungsgrund bei Gläubigerinsolvenzanträgen soll im Verord-

nungswege bis zum 31. März 2021 verlängert werden können. 

 

Ziel des vorgeschlagenen Gesetzes ist es, die Fortführung von Unterneh-

men zu ermöglichen und zu erleichtern, die infolge der COVID-19-

Pandemie insolvent geworden sind oder wirtschaftliche Schwierigkeiten 

haben. Den betroffenen Unternehmen und ihren organschaftlichen Vertre-

tern soll Zeit gegeben werden, um die notwendigen Vorkehrungen zur Be-

seitigung der Insolvenzreife zu treffen, insbesondere um zu diesem Zwe-

cke staatliche Hilfen in Anspruch zu nehmen oder Finanzierungs- oder Sa-

nierungsarrangements mit Gläubigern und Kapitalgebern zu treffen. Auch 

sollen durch die Einschränkung von Haftungs- und Anfechtungsrisiken die 

Voraussetzungen dafür geschaffen werden, dass solchen Unternehmen 

Sanierungskredite gewährt werden können und dass die Geschäftsverbin-

dungen zum Schuldner nicht abgebrochen werden. 

 

Die Aussetzung der Insolvenzantragspflichten soll dann nicht greifen, 

wenn die Insolvenz nicht auf den Auswirkungen der COVID-19-Pandemie 

beruht oder wenn keine Aussichten darauf bestehen, eine eingetretene 

Zahlungsunfähigkeit zu beseitigen. Die Beweislast dafür liegt bei demjeni-

gen, der sich auf das Bestehen der Antragspflicht beruft. Die Antrags-

pflichtigen werden zusätzlich durch die Vermutung entlastet, dass bei be-

stehender Zahlungsfähigkeit zum 31. Dezember 2019 grundsätzlich da-

von auszugehen ist, dass die spätere Insolvenzreife auf der  

Aussetzung der Insolvenzantragspflicht — 
Was Sie jetzt wissen müssen! 
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COVID-19-Pandemie beruht und Aussichten darauf bestehen, eine beste-

hende Zahlungsunfähigkeit zu beseitigen.1 

 

Um die Geschäftsleiter haftungsbeschränkter Unternehmensträger auch 

vor weiteren Haftungsgefahren zu schützen, werden auch die an die Insol-

venzreife geknüpften Zahlungsverbote nach § 64 Satz 1 GmbHG, § 92 Ab-

satz 2 Satz 1 AktG, § 130a Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit § 

177a Satz 1 HGB und § 99 Satz 1 GenG für den Zeitraum der Aussetzung 

der Antragspflicht ausgesetzt, soweit es um Geschäfts- führungsmaßnah-

men im ordnungsgemäßen Geschäftsgang, einschließlich der Maßnahmen 

zur Aufrechterhaltung oder Wiederaufnahme der Geschäftstätigkeit, aber 

auch zur sanierungsbedingten Umstellung des Geschäftsbetriebs und -

modells, geht. Zudem werden neue Kredite anfechtungs- und haftungs-

rechtlich privilegiert, um einen Anreiz für die Gewährung solcher Kredite 

zu setzen. Auch sollen Vertragsparteien, die bereits in einer Geschäftsbe-

ziehung zu dem betroffenen Unternehmen stehen, durch eine Einschrän-

kung der Anfechtbarkeit von Vorgängen im Rahmen dieser Geschäftsbe-

ziehung motiviert werden, die Geschäftsbeziehung fortzusetzen.  

 

 

 

 

 

 

Die Vorschrift setzt die straf- und haftungsbewehrte Insolvenzantrags-

pflicht der Geschäftsleiter haftungsbeschränkter Unternehmensträger  

(§ 15a InsO) sowie die haftungsbewehrte Antragspflicht der Vorstände 

von Vereinen (§ 42 Absatz 2 BGB) und anderen Rechtsträgern (zum Bei-

spiel Stiftungen), für die § 42 Absatz 2 BGB entsprechend anwendbar ist, 

für einen vorübergehenden Zeitraum bis zum 30. September 2020 aus. 

Auf diese Weise erhalten die Unternehmen Gelegenheit, die Insolvenz, 

insbesondere unter Inanspruchnahme der bereitzustellenden staatlichen 

Hilfen, gegebenenfalls aber auch im Zuge von Sanierungs- oder Finanzie-

rungsvereinbarungen zu beseitigen. Die Aussetzung gilt nicht, wenn die 

Insolvenzreife nicht auf die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie zu-

rückzuführen ist oder wenn keine Aussichten darauf bestehen, eine einge-

tretene Zahlungsunfähigkeit zu beseitigen. 

 

1 Die Vermutungsregelung des § 1 Satz 3 ändert nichts an der Beweislast. Auch wenn der Schuldner am  

31. Dezember 2019 zahlungsunfähig war, bleibt es deshalb dabei, dass das Nichtberuhen der Insolvenz-

reife auf den Folgen der CO- VID-19-Pandemie oder das Fehlen von Aussichten auf eine Beseitigung der 

Zahlungsunfähigkeit von demjenigen zu beweisen ist, der sich darauf beruft, dass die Insolvenzantrags-

pflicht ausgesetzt ist. 

"Die Johannes  

Müller Wirtschafts-

beratung bietet die 

Möglichkeit einer 

Prüfung der  

Zahlungsfähigkeit 

zum 31.12.2019 

durch einen verei-

digten Sachverstän-

digen an. Dieses  

Angebot gilt sowohl 

für Banken und 

Sparkasse, als auch 

für betroffene  

Unternehmen."   

 

(Prof. Dr. Karl-W.  

Giersberg) 

2 



Sonderausgabe 

Krisenmanagement 

Informationen aus der Beraterpraxis: 4/2020 

 

 

 

Die Johannes Müller Wirtschaftsberatung bietet die Möglichkeit einer Prü-

fung der Zahlungsfähigkeit zum 31.12.2019 durch einen vereidig-

ten Sachverständigen an. Dieses Angebot gilt sowohl für Banken und 

Sparkasse, als auch für betroffene Unternehmen. 

 

 

Zusammenfassung der Gesetzesvorlage zum COVInsAG  

 

Die Insolvenzantragspflichten (Zahlungsunfähigkeit und Über-

schuldung) und die Zahlungsverbote werden vom 1. März bis zum 

30. September 2020 ausgesetzt.  

 

Voraussetzung:  

Die Insolvenzreife beruht auf der COVID-19 Pandemie.  

Dies wird vermutet, wenn am 31.12.2019 Zahlungsfähigkeit vorlag.  

Die Beweislast liegt beim Antragspflichtigen 

  

   Die Notwendigkeit der Prüfung der  

  Zahlungsfähigkeit zum 31.12.2019  

 

Zudem muss die begründete Aussicht bestehen, dass die Zahlungsunfä-

higkeit beseitigt werden kann. 

 

 

 

 

 

 

Die Ausführungen beruhen auf der „Formulierungshilfe für einen Gesetz-

entwurf zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, 

Insolvenz- und Strafverfahrensrecht“ der Bundesregierung. Um die Fertig-

stellung des Textes zu beschleunigen, wurden teilweise Textpassagen 

übernommen, ohne dass diese als Zitate gekennzeichnet wurden. 
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